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MÜNCHEN. ;E|% Ber./Ir) Wenn es tatsäch- 
{ ülfigen Einstellung der Pla- 

nung. für. den Bau eines großen Rück- 
haltebeckens im ‚mittleren Saaletal ober- 
halb ‚von. Bad Bocklet 'kommt, dann jist 
das nicht zuletzt-ein Ergebnis des Peti- 
tionsrechts, das jedem  Bürger nach der 
Verfassung zusteht, ME 

Zwar hatte Bayerns: lnngnministef Tand- 

was, wenn alle Beteiligten daran interes- 
siert 'sind“, doch daß es nun zur.tat- 
sächlichen Entscheidung gegen das Pro- 
jekt kommt, ist. auch auf eine, Landtags- 
eingabe. der Aktionsgemeinschaft zur 
Rettung und ‚Erhaltung.des Saaletales zu- 
rückzuführen.‘ aM e 
Im Dezember 1980 hat der Umweltaus- 
schuß des Landtags diese Eingabe mit 
„Berücksichtigung‘“ benotet. -Das .ist‘ die 
stärkste Wertung, die‘ &r.einer. Eingabe 
geben. kann. Sie beinhaltet das Ersuchen 
an die Staatsregierung, dem vorgeschla- 

Ansonsten können die mit Eingaben be- 
faßten Ausschüsse — das sind fast alle, je 
nach Fachrichtung — der Staatsregierung 
Eingaben zur „Würdigung‘“ (Prüfung der 
Argumente, Entscheidung davon abhän- 
gig) als ‚Material“ (zur besseren Ent- 
scheidungsfindung für die Staatsregie- 
rung) bzw. zur „Kenntnisnahme‘“ überge- 
ben werden, oder aber die Eingabe wird 
„durch Erklärung der Staatsregierung“ 

sterien werden automatisch zu jeder' Ein- 
gabe um. Stellungnahme vom Landtag 
gebeten. - n A i 
Das Petitionsrecht .ist eines der wich- 
tigsten aber. auch schwierigsten‘ parla- 
mentarischen Rechte,. weil es. in der 
Öffentlichkeit vielfach falsche Hoffnun- 
gen auslöst und vor allem weil es die 
ansonsten strengen Grenzen zwischen 
den ‚drei Staatsgewalten überschreitet. 
Grundsätzlich kann der Landtag die 

‚durch Gesetze zu etwas zwingen. Alle 
Anträge oder Eingaben geben zwar die 
Wünsche oder politischen Absichten des 
Landtags wieder, sie binden jedoch die 
Staätsregierung in ihrer Entscheidung 
nicht. Wenn Regierung und Verwaltung 
dennoch solchen Empfehlungen zumeist 
folgen, dann wegen des dahinter stehen- 
den politischen Willens der Volksvertre- 
tuna. ( e 7 

ler bereits in der Landtagsfragestunde | 
vom 29. Oktober, 1980 zum Bau des Saale- | 
tal-Speichers erklärt, „getan wird nur et- 

genen „Petitum‘ “Rechnung zu tragen.{'\ 

Im _ Landtag :ist es vor ‚allem die Oppo- 
sition, die eine Verstärkung der parla- 
mentarischen. Rechte.bei. der 

geschoben werden müssen. Die CSU- 
befürwortet zwar eine gewisse Stärkung 

. des Parlaments in diesem Punkt, sie hält 
die oivpositionsforderungen jedoch für- 
zu weitgehend. Die Entscheidung ist aber 
noch nicht endgültig gefallen. L 
Ganz besonders schwer tut sich der 
Landtag mit Eingaben, die in gerichtliche 
Verfahren eingreifen. Die Rechtsspre- 
chung ist neben Gesetzgebung (Parla- 
ment) und Verwaltung (Staatsregierung) 
die dritte unabhängige Staatsgewalt. Zur 
Behandlung von Eingaben in Zusammen- 
hanig mit Gerichtsverfahren oder Urteilen 
sagt. die derzeit gültige: Landtagsge- 
schäftsordnung: „Der Landtag kann von 
der Behandlung von Eingaben und Be- 
Schwerden absehen, wenn‘ und soweit 
sie den Eingriff in ein schwebendes ge- 
richtliches Verfahren oder die Änderung 
der Entscheidung eines öffentlichen Ge- 
richts”Zum Inhalt haben.“ In der Regel 
hat es der’Landtag bisher stets vermie- 
den, sich in Gerichtszuständigkeiten ein- 
zumischen. Ö BA Fr 
im übrigen hat auch derjenige, der eine 
Eingabe an den Landtag macht, der 
Sogenannte „Petent‘“, das-Recht, seirie 
Eingabe „in jedem Stand des Verfah- 
rens‘“ zurückzuziehen. 

für erledigt erklärt. Die zuständigen Mini- | 

Staatsregierung und die Verwaltung nur | 
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